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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksache 19/4464 - 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Abkommen vom 8. Februar 2018 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 

und der Tunesischen Republik 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 


A. Problem 

Doppelbesteuerungen stellen bei grenzüberschreitender wirtschaftlicher Betäti¬ 
gung ein erhebliches Hindernis dar. Durch das vorliegende Abkommen sollen der¬ 
artige steuerliche Hindernisse zur Förderung und Vertiefung der Wirtschaftsbe¬ 
ziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Tunesischen Re¬ 
publik besser abgebaut werden, als es nach dem derzeit geltenden deutsch-tunesi¬ 
schen Doppelbesteuerungsabkommen vom 23. Dezember 1975 (BGBl. 1976 II S. 
1653, 1654) möglich ist. 


B. Lösung 

Das Abkommen vom 8. Februar 2018 enthält die dafür notwendigen Regelungen. 
Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen nach Artikel 59 Absatz 2 
Satz 1 des Grundgesetzes für das Inkrafttreten des Abkommens geschaffen wer¬ 
den. 

Annahme des Gesetzentwurfs in unveränderter Fassung mit den Stimmen 
der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. 


C. Alternativen 

Keine. 
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Es ist mit Mehreinnahmen von bis zu 5 Millionen Euro zu rechnen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Das Abkommen hat keine messbaren Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand 
für Bürgerinnen und Bürger. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entstehen durch das Abkommen keine messbaren Auswirkun¬ 
gen auf den Erfüllungsaufwand. 


E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Durch das Abkommen kommt es weder beim Bund noch bei den Steuerverwal¬ 
tungen der Länder zu einer messbaren Ändemng des Erfüllungsaufwands. 


F. Weitere Kosten 

Unternehmen, insbesondere den kleinen und mittelständischen Unternehmen, ent¬ 
stehen durch das Abkommen keine unmittelbaren direkten Kosten. Auswirkungen 
auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbraucherpreisniveau, 
sind durch das Abkommen nicht zu erwarten. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/4464 unverändert anzunehmen. 

Berlin, den 10. Oktober 2018 

Der Finanzausschuss 

Bettina Stark-Watzinger Sebastian Brehm 

Vorsitzende Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Sebastian Brehm 


A. Allgemeiner Teil 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/4464 in seiner 52. Sitzung am 27. September 
2018 dem Finanzausschuss zur federführenden Beratung sowie dem Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz 
zur Mitberatung überwiesen. 


II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Mit dem vorliegenden Vertragsgesetz soll das Abkommen die für die Ratifikation erforderliche Zustimmung der 
gesetzgebenden Körperschaften erlangen. 

Das in Tunis am 8. Februar 2018 Unterzeichnete Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Tunesischen Republik zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und 
vom Vermögen wird das geltende Doppelbesteuerungsabkommen vom 23. Dezember 1975 (BGBl. 1976 II S. 
1653, 1654) ersetzen, welches nicht mehr dem Stand der wirtschaftlichen Beziehungen zwischen beiden Staaten 
entspricht. 

Strukturell und inhaltlich orientiert sich das neue Abkommen am zu Beginn der Verhandlungen aktuellen OECD- 
Musterabkommen 2005. 

Dem OECD-Musterabkommen folgend regeln die Artikel 1 bis 5 den Geltungsbereich des Vertrages sowie die 
für die Anwendung des Abkommens notwendigen allgemeinen Begriffsbestimmungen. Die Artikel 6 bis 22 wei¬ 
sen dem Quellen- bzw. Belegenheitsstaat Besteuemngsrechte für die einzelnen Einkunftsarten und für das Ver¬ 
mögen zu. Artikel 23 enthält die Vorschriften zur Vermeidung der Doppelbesteuerung durch den Ansässigkeits¬ 
staat für die Einkünfte und Vermögenswerte, die der Quellen- bzw. Belegenheitsstaat besteuern darf. Die Artikel 
24 bis 31 regeln den Schutz vor Diskriminierung, die zur Durchführung des Abkommens notwendige Zusammen¬ 
arbeit der Vertragsstaaten, das Inkrafttreten und das Außerkrafttreten des Abkommens sowie andere Fragen. 

Das Protokoll mit einigen das Abkommen ergänzenden Regelungen ist Bestandteil des Abkommens und enthält 
Regelungen, die Besonderheiten der Steuerrechte der Vertragsstaaten berücksichtigen oder die Bestimmungen 
einzelner Artikel des Abkommens konkretisieren sowie Klauseln zum Schutz personenbezogener Daten. 


III. Stellungnahme des mitberatenden Ausschusses 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat den Gesetzentwurf in seiner 22. Sitzung am 10. Oktober 
2018 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gegen die Stimmen der Fraktion der FDP bei Stimmenthaltung der Fraktionen AfD und DIE LINKE. Annahme. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung hat sich in seiner 4. Sitzung am 26. September 2018 
mit dem Gesetzentwurf gutachtlich befasst und festgestellt, dass eine Nachhaltigkeitsrelevanz des Gesetzentwur¬ 
fes gegeben sei. Dem Bezug zur nationalen Nachhaltigkeitsstrategie werde die Bundesregierung mit ihren Aus¬ 
sagen zur Nachhaltigkeit in der Schlussbestimmung des Vertragsgesetzes zwar nicht umfassend gerecht. Auf eine 
Prüfbitte werde jedoch verzichtet. 
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IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Finanzausschuss hat den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/4464 in seiner 16. Sitzung am 10. Oktober 2018 
erstmalig und abschließend beraten. 

Der Finanzausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD, AfD, FDP und BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE., den Gesetzentwurf auf Drucksache 19/4464 
unverändert anzunehmen. 

Bis auf die Fraktion DIE LINKE., die sich enthalten hat, stimmten alle Fraktionen dem Gesetzentwurf ohne Dis¬ 
kussion zu. 


Berlin, den 10. Oktober 2018 


Sebastian Brehm 

Berichterstatter 
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